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A. Einleitung 
 

Elektronische Medien gewinnen im Geschäfts- und Rechtsverkehr zu-

nehmend an Bedeutung. Eine Vielzahl von Änderungen erfolgt insbe-

sondere im Bereich des Steuerrechts. Beispiele hierfür sind die E-

Bilanz, die verpflichtende elektronische Übermittlung von Steuererklä-

rungen sowie Voranmeldungen und die elektronischen Rechnungen. 

Mit dem Ziel, in der Europäischen Union (EU) ein gemeinsames Um-

satzsteuersystem aufzubauen, sind eine Vielzahl von Anpassungen in 

den Mitgliedstaaten vorgenommen worden. 

 

Davon ist insbesondere die Rechnungsstellung betroffen. Neben Rech-

nungen in Papierform sind seit 2002 auch Rechnungen, die elektro-

nisch versendet werden, zugelassen. Jedoch wurden an die elektroni-

sche Rechnungsübermittlung höhere Anforderungen gestellt. Dies soll 

nunmehr EU-weit geändert werden, sodass durch die allgemein zu-

nehmende elektronische Geschäftsabwicklung in den Unternehmen 

kein Nachteil für die Nutzung der elektronischen Rechnung gegenüber 

der Papierrechnung bestehen soll. In Deutschland sind die geforderten 

Anpassungen bereits umgesetzt worden. In einem einführenden 

Schreiben1 vom Bundesministerium der Finanzen hat die Finanzverwal-

tung bereits Stellung zu einzelnen Problemen durch die elektronische 

Rechnungsstellung genommen und einen Entwurf zur Änderung des 

Umsatzsteueranwendungserlasses vorgelegt. Dennoch bestehen noch 

offene Fragen zur Anwendung von elektronischen Rechnungen, die in 

diesem Buch diskutiert werden sollen. 

 

 

 

                                            
1 BMF-Entwurf  "Vereinfachung der elektronischen Rechnungsstellung  
  zum 1. Juli 2011 durch das Steuervereinfachungsgesetz 2011 (folgend BMF-E; oder  
  bei Verweis auf die Änderungen zum Umsatzsteueranwendungserlass im selben   
  Schreiben folgend UStAE-E) 
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B. Vorsteuerabzug 
 

I. Vorsteuerabzug im System der Umsatzsteuer 
 

Das deutsche Umsatzsteuersystem wird als Allphasen-Netto-

Umsatzsteuer mit Vorsteuerabzug bezeichnet.2 Die Umsatzsteuer ent-

steht auf jeder einzelnen Handelsstufe.3 Somit hat jeder Unternehmer in 

einer Handelskette seinen Umsatz zu versteuern, in dem er dem Ab-

nehmer auf seine Leistung die Umsatzsteuer in Rechnung stellt.4 Der 

Unternehmer ist verpflichtet, die in Rechnung gestellten Umsatzsteuer-

beträge an das Finanzamt abzuführen. Die wirtschaftliche Belastung 

soll nach dem Zweck der Umsatzsteuer jedoch nicht den Unternehmer 

treffen, sondern den Endverbraucher.5 Deshalb ist Unternehmern die 

Möglichkeit des Vorsteuerabzugs eingeräumt worden. Bei der Umsatz-

steuer fallen somit Steuerschuldner und Steuerträger auseinander. Je-

der Unternehmer einer Handelsstufe kann sich die bei einem Kauf an 

den Verkäufer bezahlte Umsatzsteuer als Vorsteuer vergüten lassen.6 

Somit wird die bis zu dem Endverbraucher überwälzt, der nicht die Vo-

raussetzungen für den Vorsteuerabzug erfüllt und damit der wirtschaftli-

che Träger der Umsatzsteuer wird.7  Hierdurch wird vermieden, dass 

bei mehrstufigen Handelsprozessen eine Kumulierung der Steuer er-

folgt und es wird eine wettbewerbsneutrale Umsatzbesteuerung sicher-

gestellt.8 Folglich wirkt die Umsatzsteuer bei  Unternehmern erfolgs-

neutral und wirkt sich nicht auf den unternehmerischen Gewinn aus. 

 

Zum Vorsteuerabzug berechtigt sind grundsätzlich nur Unternehmer. 

Die Berechtigung zum Vorsteuerabzug ergibt sich aus § 15 Abs. 1 Satz 

1 Nr. 1 Satz 1 UStG. Demnach können Unternehmer die gesetzlich ge-

                                            
2 Robisch, in Bunjes, § 1 UStG Rn. 18. 
3 Jakob, S. 9 Rn. 23. 
4 Jakob, S. 9 Rn. 23. 
5 Kurz, S. 1.  
6 Reiß, in Tipke/Lang, Steuerrecht, § 14 Rn. 150. 
7 Beeck, S. 73. 
8 Scheffler, S. 457. 
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schuldete Steuer für Lieferungen und sonstige Leistungen, die von ei-

nem anderen Unternehmer für sein Unternehmen ausgeführt worden 

sind, als Vorsteuer abziehen. Unternehmer im Sinne des § 2 Abs. 1 

Satz 1 UStG ist, wer eine gewerbliche oder berufliche Tätigkeit selb-

ständig ausübt. Sofern die Voraussetzung der Unternehmereigenschaft 

erfüllt ist, ist der Unternehmer berechtigt Vorsteuerbeträge für die ge-

mäß § 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 UStG geschuldete Steuer für Lieferungen 

und Leistungen, die von einem anderen Unternehmer für sein Unter-

nehmen ausgeführt worden sind, abzuziehen.  

 

 

II. Die Rechnung als Voraussetzung zum Vorsteuerabzug 
 

Gemäß § 15 Abs. 1  Satz 1 Nr. 1 Satz 2 UStG ist der Vorsteuerabzug 

nur zulässig, wenn der Unternehmer eine ordnungsgemäß ausgestellte 

Rechnung besitzt. Eine Rechnung ist ordnungsgemäß, wenn sie die 

Voraussetzungen der §§ 14, 14a UStG erfüllt.  

 

 

III. Ordnungsgemäße Rechnung 
 

1. Definition 
 

Eine ordnungsgemäße Rechnung gemäß § 14 Abs. 1 S. 1 UStG ist je-

des Dokument, mit dem über eine Lieferung oder sonstige Leistung ab-

gerechnet wird, gleichgültig, wie dieses Dokument im Geschäftsverkehr 

bezeichnet wird. Es muss sich aus dem Inhalt des Dokuments lediglich 

die Abrechnung einer Lieferung oder sonstigen Leistung ergeben.9  

 

Gutschriften zählen zu den Rechnungen. Eine Gutschrift ist gemäß § 14 

Abs. 2 Satz 2 UStG eine Rechnung, die vom Leistungsempfänger aus-

gestellt wird. Das Erstellen einer Gutschrift muss gemäß § 14 Abs. 2 
                                            
9 Korn, in Bunjes, § 14 UStG Rn. 5. 
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Satz 3 UStG im Voraus zwischen den Parteien vereinbart werden. Wei-

terhin muss der leistende Unternehmer von dem Inhalt der Gutschrift 

Kenntnis erlangt haben.10 Davon ist auszugehen, wenn dem leistenden 

Unternehmer die Gutschrift elektronisch oder in Papierform übermittelt 

wurde und ihm zugegangen ist.11 Gemäß § 14 Abs. 2 Satz 3 UStG ver-

liert die Gutschrift die Wirkung als Rechnung, wenn der Empfänger der 

Gutschrift dem ihm übermittelten Dokument widerspricht. Die Folge ei-

ner nicht zur Kenntnis genommenen Gutschrift oder einer widerspro-

chenen Gutschrift ist, dass diese unwirksam ist und somit nicht zum 

Vorsteuerabzug berechtigt.12 

 

Ordnungsgemäße Rechnungen müssen gemäß § 14 Abs. 6 Satz 1 Nr. 

2 UStG nicht aus einem Dokument bestehen. Somit kann der Rech-

nungsersteller eine Rechnung aus mehreren Dokumenten zusammen-

fügen. Dabei sollte der Rechnungsaussteller beachten, in einem der 

Dokumente die genaue Angabe zum Entgelt und den auf das Entgelt 

entfallenden Steuerbetrag auszuweisen.13 Weiterhin muss ein Doku-

ment auf die anderen Dokumente, die Bestandteil der Rechnung sind, 

verweisen und die Pflichtangaben für eine ordnungsgemäß ausgestellte 

Rechnung enthalten.14 Grundsätzlich sind alle Dokumente, die zu einer 

Rechnung gehören, von dem Rechnungsaussteller auszustellen.15 Je-

doch kann auch ein beauftragter Dritter eine Rechnung oder fehlende 

Dokumente zu einer Rechnung erstellen.16 

 

Von einer Rechnung sind solche Schriftstücke abzugrenzen, die sich 

allein auf den Zahlungsverkehr und nicht auf die Abrechnung einer 

Leistung beziehen.17 Dazu zählen Mahnungen und Kontoauszüge.18 

                                            
10 BFH Urt. v. 15.9.1994 - XI R 56/93, BStBl. II 1995, 275. 
11 Wagner, in Wagner, § 14 UStG Rn. 131. 
12 Stadie, in Rau/Dürrwächter, § 14 UStG Rn. 251. 
13 § 31 Abs. 1 Satz 2 UStDV. 
14 Wagner, in Wagner, § 14 UStG Rn. 43. 
15 USTAE 14.5 Abs. 1 S. 9. 
16 USTAE 14.5 Abs. 1 S. 10. 
17 Lang, in Weimann/Lang, § 14 UStG S. 1283. 
18 UStAE 14.1 Abs. 1 S.4. 


